Gemeinde Rottenacker
	A u s z u g

aus der Niederschrift

über die Verhandlungen

des Gemeinderates
	Verhandelt am 13.12.2012 
Normalzahl:  
10;  anwesend: 8; abwesend: 2 Mitglieder                                                                                      

Vorsitzender: 
Bürgermeister Hauler

entschuldigt: 
Rolf Härter, Christian Walter
Außerdem anwesend: -- 





- öffentlicher Teil -
§ 275 und § 276
Abnahme Platz „Braigestraße 40“ und „Neugestaltung Mausberg“
Die geplanten Abnahmen Platz „Braigestraße 40“ und „Neugestaltung Maus​berg“ werden aufgrund der äußeren Bedingungen (Schneedecke) abgesagt bzw. vertagt.
____________________
§ 277

Beratung und Beschlussfassung

a) der Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für das Jahr 2013
Bürgermeister Hauler geht zunächst auf das aktuelle Jahr 2012 ein, das bedingt durch hohe Gewerbesteuerrückzahlungen voraussichtlich schlechter ausfallen werde als geplant. Zum Ausgleich des Ver​waltungs​haushalts werde man weitere 450.000 Euro benötigen, d.h. die umge​kehrte Zuführung vom Vermögenshaus​halt an den Verwaltungs​haushalt wird von bisher 810.000 Euro auf ca. 1.260.000 Euro anwachsen. 

Ausgeglichen werden kann die höhere Zuführung zum Teil über höhere Grund​stückserlöse, wie der Vorsitzende ergänzt. Der größte Brocken zum Ausgleich des Vermögenshaushalts (voraussichtlich 1.110.000 Euro) muss der allgemeinen Rücklage entnommen werden, die glück​licher​weise vorsorglich angespart wor​den ist. 

Auf der anderen Seite habe man die letzten Jahre im investiven Bereich einige große Bauvorhaben abgearbeitet. Nach dem jetzt vorliegenden Haushaltsentwurf werde man erneut ohne neue Darlehen auskommen und die ohnehin in den letzten Jahren vorangetriebene Entschuldung fortführen. Anhand eines Schau​bildes erläutert der Vorsitzende die Ent​wicklung des Schuldenstands von 1998 bis 2013. Insgesamt betrachtet sei die Gemeinde auf einem sehr guten Weg. 
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Das Jahr 2013 werde, wie Herr Leute von der Verwaltungsgemeinschaft Mun​derkingen erläutert, wieder „normale“ Konturen annehmen, weil auf der Grund​lage des „normalen“ Ergebnisses 2011 wieder mit wesentlich höheren Finanzzu​weisungen und deutlich niedrigeren Umlagen an Land und Kreis zu rechnen ist. Die kommenden Jahre prognostizieren dann auch wieder einen etwas größeren Investitionsspielraum. 

Sodann geht Herr Leute auf den vorliegenden Haushaltsplanentwurf 2013 im Detail ein. Abzüglich der ordentlichen Schuldentilgung (51.800 Euro) steht der Gemeinde im Vermögenshaushalt ein frei verfügbarer In​vestitionsspielraum mit 481.000 Euro zur Verfügung. 

Im Verwaltungshaushalt werde allein am Einzelplan 9 die wieder bessere Fi​nanzlage 2013 ersichtlich. Die Gewerbesteuer habe man auf der Grundlage vor​liegender Prognosen mit 300.000 Euro eingestellt. Höhere Schlüsselzuweisun​gen vom Land mit 809.180 Euro (Vorjahr 89.060 Euro), ein höherer Gemeinde​anteil an der Einkommenssteuer mit 814.560 Euro (Vorjahr 738.200 Euro) bei gleichzeitig niedrigerer Finanz​ausgleichsumlage mit 373.050 Euro (Vorjahr 713.370 Euro) und Kreis​umlage mit 455.760 Euro (Vorjahr 735.720 Euro) tragen im wesentlichen zur Entlastung des Verwaltungshaushalts bei. 

Daran anschließend beleuchtet der Gemeinderat mit Herrn Leute und Bürger​meister Hauler die übrigen Einzelpläne 0 – 8 des Verwaltungs​haushalts mit den dargestellten Planansätzen. Bis auf wenige Ab​wei​chungen orientieren sich die Planzahlen an denen des Vorjahres. 

Im Zuge der weiteren Beratung erläutert der Vorsitzende außerdem einen An​trag des Musikvereins Edelweiß Rottenacker, in dem um einen gemeindlichen Zuschuss zur Uniform und Inventarbeschaffung des Musikvereins nachgesucht wird. Die Ersatzbeschaffung des ursprüng​lichen Schürzenstoffes sei nicht mehr möglich. Außerdem stünde die Er​satzbeschaffung von Uniformen sowie weiterer Fasnetshäser an. Da​neben wolle der Verein für das Musikerheim eigene Tische an​schaffen. Die derzeitige finanzielle Situation lasse die komplette Beschaf​fung der ge​planten Investitionen aus Eigenmitteln nicht zu. Für die Neu​be​schaffung der Damenschürzen wurden im Haushalt maximal 3.000 Euro eingestellt. 

Viel Geld stehe für die Kinderbetreuung in den beiden Kindergärten im Budget. Die Umsetzung des Rechtsanspruchs auf einen Kindergarten​platz für unter 3-jährige sei die Gemeinde schon vor knapp 2 Jahren an​gegangen und deshalb gut aufgestellt. Allerdings lasse sich der tatsäch​liche finanzielle Aufwand nur schwer kalkulieren, weil die Eltern zum Bei​spiel aus beruflichen Gründen ihre Kinder prinzipiell auch in Kindergärten anderer Gemeinden unterbringen können, bei gleichzeitiger Kostener​stattung durch die Gemeinde. Das Personal ist unter​dessen vorzuhalten weshalb es, wie Bürgermeister Hauler deutlich macht, unter anderem aus finanziellen Gründen sehr wichtig sei, dass Kindergärten, Gemeinde und Eltern hier eng zusammenarbeiten und früh den Kontakt suchen. Nur so sei eine nachvollziehbare und im Verhältnis zu den nicht unerheb​lichen Kosten aus​gewogene Planung möglich. 

Sehr gut aufgestellt sieht der Vorsitzende die Gemeinde in Sachen Strom​verbrauch bei der Straßenbeleuchtung. Mit der in 2010 vorge​nommenen Umrüstung der Beleuchtung auf Energiesparlampen habe man den Verbrauch trotz durchgehender nächtlicher Beleuchtung auf etwa 60.000 kWh p.a., d.h. um knapp 35 % gegenüber früheren Jahren reduziert. Im Landesvergleich liege man hier an vorderster Stelle. Aller​dings werden die Einsparungen durch die steigenden Strompreise wieder aufgezehrt. 

In Munderkingen verbraucht die Straßenbeleuchtung bei etwa doppelter Fläche jährlich ca. 275.000 kWh. Auch das zeige den hervorragenden Verbrauchswert in Rottenacker. Dank galt hier insbesondere dem Bau​hof​team mit dessen Leiter, Herrn Zimmer. 

Im Zusammenhang der Beratung des Einzelplans 7 (Abschnitt Bauhof) spricht sich der Gemeinderat einvernehmlich dafür aus, nach Auslaufen des Leasing​vertrages für den VW Caddy (Februar 2013) einen Folge​ver​trag für einen neuen VW Caddy gleicher Bauart zu den gleichen Be​dingungen und Kosten beim Auto​haus Selig, Munderkingen abzu​schlie​ßen. Ein entsprechendes Angebot liegt der Gemeinde dazu vor. 

Sorge bereite ihm der Zustand der Feldwege und hier die Ungewissheit, wie es in Sachen Unterhaltung der überaus stark strapa​zierten Feldwege durch immer größere Fahrzeuge weitergehen soll. Ob man zu​künftig, ähnlich wie beim Betonweg im Unteren Ährich, nach größeren Schäden die Feldwege einfach zurückbaut und aufschottert sei allein schon aus finanziel​len Gründen nicht ausgeschlossen. Dieses Problem hätten je​doch auch alle an​deren Kommunen und niemand kenne ein Patent​re​zept. 

Danach erläutert Herr Leute die Planansätze des Vermögenshaushalts und des Investitionsprogramms 2012 bis 2016. 

Im Vermögenshaushalt sind Mittel für folgende Vorhaben und Maßnahmen veranschlagt:

1.
Für die Gestaltung des Wohnumfelds in der Bühlstraße werden

366.000 € 
veranschlagt. Für die Maßnahme wird ein Zuschuss aus dem Ausgleich-   stock beantragt.

2.
Für den Kostenanteil der Gemeinde am Hochwasserrückhaltebecken
Wolterdingen sind noch restlich

11.800 € 
zu finanzieren.

3.
Für die Maßnahmen Barrierefreies Rottenacker werden weitere

10.000 € 
veranschlagt.

4.
Für die Begleitung von Innerörtlichen privaten Entwicklungsmaßnahmen
werden

3.000 € 
bereitgestellt.

5.
Für die Erschließung des Baugebiets Kapellenäcker werden
im Haushaltsjahr 2013 veranschlagt für:
a)
Straßenbau
50.000 €
b)
Vermessung und Ausgleichsmaßnahmen
50.000 €
c)
Kanalisation
  80.000 €
180.000 € 

6.
Für die Kanalerneuerung in der Bühlstraße werden

172.000 € 
bereitgestellt.

7.
Für die Beschaffung von Geräten für den Bauhof sind

30.000 € 
vorgesehen.

8.
Grunderwerbskosten sind mit insgesamt

200.000 € 
veranschlagt.

9.
Für die Erneuerung der Heizung und die Dämmung
des Gebäudes Küfergässle 2 sind

55.000 € 
veranschlagt.

10.
Abzudecken ist im Vermögenshaushalt die
ordentliche Gesamtschuldentilgungsrate von

51.800 €.






___________

Veranschlagte Vorhaben und Maßnahmen im Vermögenshaushalt 2013
insgesamt


1.079.600 € 




                     
Als Deckungsmittel für die Ausgaben des Vermögenshaushalts sind vor​gesehen:

a)
Zuführung vom Verwaltungshaushalt

533.000 € 

b)
ELR-Zuschuss für die Gestaltung Wohnumfeld Bühlstraße

119.900 € 

c)
Zuschuss Ausgleichstock für die Gestaltung Wohnumfeld Bühlstraße

120.000 € 

d)
Zuschuss ELR für die Begleitung Innerörtlicher Entwicklungsmaßnahmen
1.200 € 

e)
Zuschuss Leader für die Maßnahme Barrierefreies Rottenacker

5.500 € 

f)
Grundstückserlöse


     300.000 € 

Deckungsmittel insgesamt


  1.079.600 €.

Wie die mögliche Folgenutzung des ehemaligen Kieswerksgeländes beim Bade​see aussehen könnte, darüber sei noch zu beraten. Im Haushaltsplan sei des​halb zunächst ein Merkposten eingeplant. Durch den Abbau des Kieswerks sei allerdings ein gewisser Handlungsbedarf gegeben. In die weiteren Überlegungen möchte Bürgermeister Hauler auch die Bevölkerung mit einbinden Vorschläge dahingehend zu machen. 

Die ordentliche Gesamtschuldentilgung beläuft sich auf rund 52.000 Euro. Die allgemeine Rücklage enthält zum 31.12.2013 voraussichtlich noch rund 87.800 Euro. 

Der Vermögenshaushalt schließt in Einnahmen und Ausgaben mit 1.079.600 Euro (im Vorjahr 1.264.300 Euro) ab. 

Nach einer kurzen Beratung fasst der Gemeinderat den einstimmigen

Beschluss

1. Die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2013 dem Entwurf entspre​chend – in der nachfolgend ersichtlichen Fassung – zu erlassen.

2. Dem Finanzplan mit Investitionsprogramm – Anlage Nr. 4  zum Haus​halts​plan – zuzustimmen.

3. Die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan der Rechtsaufsichts​be​hörde vorzulegen und um die zu der Festsetzungen in § 1 und 2 der Haushaltssatzung erforderlichen Genehmigungen nachzusuchen.

4. Soweit noch nicht geschehen, über die Vergaben der im Verwaltungs- und Vermögenshaushalt 2013 vorgesehenen Maßnahmen zu gegebener Zeit zu entscheiden.

5. Den notfalls erforderlichen Kassenkredit (lt. Haushaltssatzung 2013 = 500.000,00 €) in laufender Rechnung bei der Sparkasse Ehingen bzw. der Ehinger Volksbank in Anspruch zu nehmen.

Haushaltssatzung der Gemeinde Rottenacker

für das Haushaltsjahr 2013

Auf Grund von § 79 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg i.d.F. vom 24. Juli 2000 (GBL. S. 581, ber. S. 698) hat der Gemeinderat am 13.12.2012 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2013 be​schlossen:

§ 1

Haushaltsplan
Der Haushaltsplan wird festgesetzt mit

1.
den Einnahmen und Ausgaben in Höhe von je
4.709.200 €,


davon im Verwaltungshaushalt
3.629.600 €,



 im Vermögenshaushalt
1.079.600 €,

2.
dem Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen

(Kreditermächtigungen) in Höhe von
- 0 - €,

3.
dem Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von
- 0 - €.

§ 2

Kassenkredite
Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird auf
500.000 €
festgesetzt.

§ 3

Steuersätze
Die Steuersätze werden festgesetzt

1.
für die Grundsteuer


a)
für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf
320 v. H.


b)
für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf

310 v. H.



der Steuermessbeträge;

2.
für die Gewerbesteuer auf


340 v. H.

der Steuermessbeträge.

§ 4

Der dem Haushaltsplan beigefügte Stellenplan ist Bestandteil der Haushaltssatzung.

Beratung und Beschlussfassung

b) des Wirtschaftsplans der Wasserversorgung für das Wirtschaftsjahr 2013

Herr Leute erläutert dem Gemeinderat in kurzen Zügen die wesent​li​chen Planansätze und verdeutlicht deren Zusammenhänge. 

Erfolgsplan
Im Erfolgsplan stehen den Aufwendungen in Höhe von  164.330 € Er​träge in derselben Höhe gegenüber. Die Abschreibungen in der Wasser​versorgung belaufen sich auf 63.700 € und die Zinsen für Fremdkredite auf 16.125 €.

An das Land sind als sogenannter „Wasserpfennig“ 5.500 € abzuführen.

Auf der Ertragsseite schlagen insbesondere die Wasserzinsen mit 153.950 € (Ansatz im Vorjahr 125.000 €) zu Buche. Daneben können empfangene Ertragszuschüsse im Wert von ca. 10.380 € aufgelöst wer​den. Diese Ertragszuschüsse bilden gleichzeitig eine Ausgabe im Ver​mögensplan.

Vorgetragen ist im Jahr 2013 ein Jahresgewinn mit 6.905 €.

Der Wasserabgabepreis beträgt seit 01.01.2010 1,40 €/cbm Wasser. Es ist vorgesehen, den Wasserpreis ab 01.01.2013 auf 1,80 €/cbm zzgl. MwSt. festzusetzen. 

Gründe: Der Wirtschaftsplan der Wasserversorgung weist im Ergebnis 2011 einen Jah​resverlust von insgesamt 32.264,84 Euro aus. Dieser ist hauptsächlich dem Rückgang des Wasserverbrauchs der letzten 3 - 4 Jahre, aber auch den Kosten für neue Wasserleitungen und in der Folge der gestiegenen kalkulatorischen Kosten, geschuldet. Andererseits ist die Wasserversorgung Rottenacker in einem guten Zustand. 

Um diesen Verlust abzutragen, werde eine Erhöhung der Wasser​ver​brauchs​ge​bühr erforderlich. Bürgermeister Hauler und Herr Leute in​for​mieren ergänzend über die Abwasser- und Wassergebühren im Be​reich der Verwaltungsgemein​schaft. Selbst bei einer jetzt angebrachten Er​höhung des Wasserzinses von 1,40 Euro auf 1,80 €/ cbm liege man im Ver​gleich noch im Mittel, wenngleich dies wegen der jeweils unterschied​lichen Gegeben​heiten eine nachgeordnete Ent​schei​dungs​grundlage ist. 

Vermögensplan

Veranschlagt sind 2013:

a)
Investitionen







 99.000 € 

b)
Ordentliche Darlehenstilgung



            31.920 € 

c)
Finanzierung der Auflösung empfangener 

    Ertragszuschüsse






 10.380 € 

d)
Deckungsmittellücke Vorjahr




 42.140 € 

Gesamtausgaben





          183.440 €

Deckungsmittel im Vermögensplan

a)
Jahresgewinn





             6.905 € 

b)
Abschreibungen auf Sachanlagen



 63.700 € 

c)
Deckungsmittellücke lfd. Jahr



          112.835 € 

Gesamteinnahmen





          183.440 €
Finanzplanung des Wasserwerkes
In der Finanzplanung sind in den nächsten Jahren außer der Er​schlie​ßung des Baugebietes „Kapellenäcker“ keine größeren Er​schließungs​maßnahmen vorgesehen. 

Der Finanzplan des Eigenbetriebs "Wasserversorgung" wird alljährlich aktualisiert und fortgeschrieben.

Danach fasst der Gemeinderat den einstimmigen 

Feststellungsbeschluss

Dem Wirtschaftsplan der WV für das Wirtschaftsjahr 2013 mit sämtlichen Anlagen und dem Investitionsprogramm für den Zeitraum 2012 bis 2016 dem Entwurf entsprechend zuzustimmen.

Wirtschaftsplan

für das Wirtschaftsjahr 2013

Aufgrund von § 96 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in Ver​bin​dung mit § 13 des Gesetzes über die Eigenbetriebe der Gemeinden (Eigen​betriebsgesetz) i.d.F. vom 08. Januar 1992 hat der Gemeinderat am 13.12.2012 den Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2013 wie folgt festge​stellt:

Wirtschaftsplan 2013

der Wasserversorgung Rottenacker

1.  Erfolgsplan
Erträge
164.330,00 €

Aufwendungen
164.330,00 €

2.  Vermögensplan
Vermögensplan - Deckungsmittel - (Einnahmen)
183.440,00 €

Vermögensplan - Finanzierungsbedarf - (Ausgaben)
183.440,00 €

3.  Kreditaufnahmen
zur Finanzierung des Vermögensplanes
            0,0 €

4.  Verpflichtungsermächtigungen des Vermögensplanes
            0,0 €

____________________
§ 278

1. Änderung der Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wasser​​versorgungsanlage und die Versorgung der Grundstücke mit Wasser vom 03.05.2011 

Wie bereits bei Beratung des Wirtschaftsplans der Wasserversorgung für das Wirt​schaftsjahr 2013 angesprochen - § 277 - ist eine Anhebung der seit 01.01.2010 geltenden Wasserverbrauchsgebühr von 1,40 Euro/cbm er​for​derlich. 

Zum einen hängt dies mit dem Rückgang des Wasserverbrauchs der letzten 3 – 4 Jahre, aber auch mit den Kosten für neue Wasserleitungen, der Brunnensanierung, der Ultrafiltrationsanlage und in der Folge den gestie​genen kalkulatorischen Kosten zu​sammen. 

Bürgermeister Hauler erläutert die Notwendigkeit der Anpassung, um damit den ent​standenen und im Ergebnis von 2011 ausgewiesenen Bilanzverlust von rund 20.500 Euro wieder auszugleichen. Nach der Gebührenkalkulation vom 04.12.2012 ergibt sich für den Kalkulationszeitraum 01.01.2013 bis 31.12.2013 ein kostende​ckender Wasserzins von 1,80 Euro/cbm. Die vor​liegende Gebührenkalkulation mit Anlagen 1 – 3 wird dem Gemeinderat vor​getragen und erläutert. 

In diesem Zusammenhang sei vorgesehen, auch den Beitragsmaßstab für den Was​serversorgungsbeitrag nach dem Kommunalabgabengesetz (KAG) zu ändern. In der Praxis hat sich herausgestellt, dass der Beitragsmaßstab zulässige Geschoßfläche für die Beitragsfälle in Rotten​acker ungeeignet ist. Aus diesem Grund ist eine Änderung zum Beitragsmaßstab Nutzungsfläche empfehlenswert. Die dazu erforderliche und von Herrn Leute bei der Ver​waltungsgemeinschaft Munderkingen erstellte Globalberechnung für den Kanal-/Klär- und Wasserversorgungsbeitrag wird dem Gemeinderat erläutert. 

Nach eingehender Beratung 

beschließt

der Gemeinderat  (einstimmig) eine 1. Satzung zur Änderung der Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und die Versorgung der Grundstücke mit Wasser (Wasserversorgungssatzung – WVS) vom 03.05.2011 in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung zu er​lassen.

Die Gebührenkalkulation vom 04.12.2012 wird gebilligt.

Die Globalberechnung vom 11.12.2012 wird in ihrem vollen Inhalt beschlos​sen.

Gemeinde Rottenacker

Alb-Donau-Kreis

1. Satzung
vom  13.12.2012

zur Änderung der Satzung über den Anschluss an die

öffentliche Wasserversorgungsanlage und die Versorgung

der Grundstücke mit Wasser (Wasserversorgungssatzung - WVS)

der Gemeinde Rottenacker vom 03.05.2011

_________________________________________________________

Aufgrund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg sowie der §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat am 13.12.2012 folgende 1. Satzung zur Änderung der Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und die Versorgung der Grundstücke mit Wasser (Wasserversorgungssatzung - WVS) vom 03.05.2011 beschlossen.

§ 1
1. § 44 erhält folgende Neufassung:

„(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen Wassermenge (§ 45) berechnet. Die Verbrauchsgebühr beträgt pro Kubikmeter 1,80 €."

§ 2
2. Die §§ 25 - 39 erhalten folgende Neufassung:

§ 25 Erhebungsgrundsatz 

Die Gemeinde Rotenacker erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands für die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau der öffentlichen Wasserver​sorgungsanlagen einen Wasserversorgungsbeitrag.

§ 26 Gegenstand der Beitragspflicht 

(1) -Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich ge​nutzt werden können. Erschlossene Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geord​neten baulichen Entwicklung der Gemeinde Rottenacker zur Bebauung an​stehen.

(2) -Wird ein Grundstück an die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen tat​sächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind.

§ 27 Beitragsschuldner 

(1) -Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitrags- bzw. Vorauszahlungsbescheids Eigentümer des Grundstücks ist.

(2) -Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbaube​rechtigte an Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere Beitrags​schuldner sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigen​tumsanteil beitragspflichtig.

(3) -Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigentum im Eigentum mehrerer Personen zur gesamten Hand, ist die Gesamthandsge​meinschaft beitragspflichtig.

§ 28 Beitragsmaßstab 

Maßstab für den Wasserversorgungsbeitrag ist die Nutzungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfachung der Grundstücksfläche (§ 29) mit einem Nutzungsfaktor (§ 30); das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

§ 29 Grundstücksfläche 

(1) -Als Grundstücksfläche gilt:

1. -bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist;

2. -soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderliche Festset​zung nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 Meter von der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücks​grenze. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begren​zung hinaus oder sind Flächen tatsächlich angeschlossen, so ist die Grund​stückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen Abstandsflächen, bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.

(2) -§ 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleibt unberührt.

§ 30 Nutzungsfaktor 

(1) -Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche (§ 29) mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt:

1. -bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00

2. -bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25

3. -bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50

4. -bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75

5. -bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2,00.

(2) -Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur eine Nut​zung ohne Bebauung zulässig ist oder bei denen die Bebauung nur unterge​ordnete Bedeutung hat, wird ein Nutzungsfaktor von 0,5 zugrundegelegt. Dasselbe gilt für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke, deren Grundstücksflächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingarten​anlagen). Die §§ 31 bis 34 finden keine Anwendung.

§ 31 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt 

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl ge​nehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. Als Geschosse gelten Vollge​schosse i.S. der Landesbauordnung (LBO) in der im Zeitpunkt der Be​schlussfassung über den Bebauungsplan geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Ge​schosszahl zulässig, ist die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend.

§ 32 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt 

(1) -Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse eine Bau​massenzahl aus, so gilt als Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkomma​stellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nach​kommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl ab​gerundet werden.

(2) -Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zulässige Baumasse genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse durch die Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die voraus​gehende volle Zahl abgerundet werden.

§ 33

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen festsetzt 

(1) -Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch

1. -3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. -4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO)

festgesetzten Gebiete;

das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

(2) -Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der maximalen Traufhöhe (Schnitt​punkt der senkrechten, traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch

1. -2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. -3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO)

festgesetzten Gebiete;

das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

(3) -Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan festgesetzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese gemäß Abs. 1 oder 2 in eine Geschosszahl umzurechnen.

(4) -Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige Trauf​höhe der baulichen Anlage aus, so ist die Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 3 in eine Geschosszahl umzurechnen.

§ 34 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die keine Planfest​setzung im Sinne der §§ 31 bis 33 bestehen 

(1) -Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten bzw. in beplanten Gebieten, für die der Bebauungsplan keine Festsetzungen nach den §§ 31 bis 33 ent​hält, ist maßgebend:

1. -bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Ge​schosse,

2. -bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Ge​schosse.

(2) -Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) ist maßgebend:

1. -bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Ge​schosse;

2. -bei unbebauten Grundstücken, für die ein Bauvorhaben genehmigt ist, die Zahl der genehmigten Geschosse.

(3) -Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO in der im Ent​stehungszeitpunkt (§ 37) geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl vorhanden, ist die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend.

(4) -Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss i.S. der LBO, gilt als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die überbaute Grundstücksfläche und nochmals geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach Abs. 1 maßgebende Geschosszahl; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

§ 35 Weitere Beitragspflicht 

Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine Beitragsschuld be​reits entstanden ist oder deren Grundstücke beitragsfrei angeschlossen worden sind, werden weitere Beiträge erhoben,

1. -soweit die bis zum In-Kraft-Treten dieser Satzung zulässige Zahl bzw. genehmigte höhere Zahl der Vollgeschosse überschritten oder eine größere Zahl von Vollgeschossen allgemein zugelassen wird;

2. -soweit in den Fällen des § 34 Abs. 2 Nr. 1 und 2 eine höhere Zahl der Vollgeschosse zugelassen wird;

3. -wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld bisher nicht entstanden ist;

4. -soweit die Voraussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung gem. § 31 Abs. 1 KAG oder eine Tiefenbegrenzung gem. § 29 Abs. 1 Nr. 2 entfallen;

5. -soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für die eine Bei​tragsschuld bereits entstanden ist, neu gebildet werden.

§ 36 Beitragssatz 

Der Wasserversorgungsbeitrag beträgt je Quadratmeter (m2) Nutzungsfläche (§ 28) 2,16 Euro.

§ 37 Entstehung der Beitragsschuld 

(1) -Die Beitragsschuld entsteht:

1. -In den Fällen des § 26 Abs. 1, sobald das Grundstück an die öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen werden kann.

2. -In den Fällen des § 26 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit dessen Genehmigung.

3. -In den Fällen des § 35 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der Baugenehmigung bzw. dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans oder einer Satzung i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB.

4. -In den Fällen des § 35 Nr. 3, wenn die Vergrößerung des Grundstücks im Grundbuch eingetragen ist.

5. -In den Fällen des § 35 Nr. 4

a) -mit dem In-Kraft-Treten eines Bebauungsplans bzw. dem In-Kraft-Treten einer Satzung im Sinne von § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB;

b) -mit dem tatsächlichen Anschluss der Teilflächen, frühestens mit der Ge​nehmigung des Anschlusses;

c) -bei baulicher Nutzung ohne tatsächlichen Anschluss mit der Erteilung der Baugenehmigung;

d) -bei gewerblicher Nutzung mit dem Eintritt dieser Nutzung.

6. -In den Fällen des § 35 Nr. 5, wenn das neugebildete Grundstück im Grundbuch eingetragen ist.

(2) -Für Grundstücke, die schon vor dem 1.4.1964 an die öffentliche Wasser​versorgungsanlagen hätten angeschlossen werden können, jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, entsteht die Beitragsschuld mit dem tat​sächlichen Anschluss, frühestens mit dessen Genehmigung.

(3) -Mittelbare Anschlüsse (zum Beispiel über bestehende Hausanschlüsse) stehen dem unmittelbaren Anschluss an öffentliche Wasserversorgungsan​lagen gleich.

§ 38 Fälligkeit 

Der Wasserversorgungsbeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheids fällig.

§ 39 Ablösung 

(1) -Die Gemeinde kann, solange die Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner die Ablösung des Wasserversorgungsbei​trages vereinbaren.

(2) -Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der voraus​sichtlich entstehenden Beitragsschuld; die Ermittlung erfolgt nach den Be​stimmungen dieser Satzung.

(3) -Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.“

§ 3
1. § 40 entfällt.


§4

Die Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft.

____________________
§ 279

1. Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung vom 03.05.2011

Analog der Wasserversorgungssatzung - § 278 - hat sich in der Praxis her​ausgestellt, dass der Beitragsmaßstab zulässige Geschoßfläche für die Bei​tragsfälle in Rottenacker unge​eignet ist. Aus diesem Grund ist eine Änderung zum Beitragsmaßstab Nutzungsflä​che empfehlenswert.

Die dazu erforderliche und von Herrn Leute bei der Verwaltungsgemeinschaft Mun​derkingen erstellte Globalberechnung für den Kanal-/Klär- und Wasser​versorgungs​beitrag wird dem Gemeinderat erläutert. 

Nach eingehender Beratung

beschließt

der Gemeinderat (einstimmig) eine 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung – AbwS) vom 03.05.2011 in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung zu erlassen.

Die Globalberechnung vom 11.12.2012 wird in ihrem vollen Inhalt beschlos​sen.

Gemeinde Rottenacker

Alb-Donau-Kreis

1. Satzung
vom 13.12.2012

zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung

(Abwassersatzung − AbwS) der Gemeinde Rottenacker vom 03.05.2011

_________________________________________________________

Aufgrund von § 45b Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 
und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 
13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat am 13.12.2012 folgende 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung − AbwS) der Gemeinde Rottenacker vom 03.05.2011 be​schlossen.

§ 1
3. Die §§ 22 - 36 erhalten folgende Neufassung:

§ 22 

Erhebungsgrundsatz 

Die Gemeinde Rottenacker erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands für die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau der öffentlichen Abwasser​anlagen einen Abwasserbeitrag. Der Abwasserbeitrag wird in Teilbeträgen (§ 33) erhoben.

§ 23 

Gegenstand der Beitragspflicht 

(1) -Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich ge​nutzt werden können. Erschlossene Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geord​neten baulichen Entwicklung der Gemeinde Rottenacker zur Bebauung an​stehen.

(2) -Wird ein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen tatsächlich an​geschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Vor​aus​setzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind.

§ 24 

Beitragsschuldner 

(1) -Beitragsschuldner bzw. Schuldner der Vorauszahlung ist, wer im Zeit​punkt der Bekanntgabe des Beitrags- bzw. Vorauszahlungsbescheids Eigentümer des Grundstücks ist.

(2) -Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbaube​rechtigte an Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere Beitrags​schuldner sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigen​tumsanteil beitragspflichtig.

(3) -Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigentum im Eigentum mehrerer Personen zur gesamten Hand, ist die Gesamthandsge​meinschaft beitragspflichtig.

§ 25 

Beitragsmaßstab 

Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die Nutzungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfachung der Grundstücksfläche (§ 26) mit einem Nutzungsfaktor (§ 27); das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkomma​stellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nach​kommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl ab​gerundet werden.

§ 26 

Grundstücksfläche 

(1) -Als Grundstücksfläche gilt:

1. -bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist;

2. -soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderliche Fest​setzung nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 Meter von der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücks​grenze. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begren​zung hinaus oder sind Flächen tatsächlich angeschlossen, so ist die Grund​stückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen Abstandsflächen, bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.

(2) -§ 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleibt unberührt.

§ 27 

Nutzungsfaktor 

(1) -Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche (§ 26) mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt:

1. -bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00

2. -bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25

3. -bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50

4. -bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75

5. -bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2,00

(2) -Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur eine Nut​zung ohne Bebauung zulässig ist oder bei denen die Bebauung nur unterge​ordnete Bedeutung hat, wird ein Nutzungsfaktor von 0,5 zugrundegelegt. Das​selbe gilt für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke, deren Grund​stücksflächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingarten​anlagen). Die §§ 28 bis 31 finden keine Anwendung.

§ 28 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt 

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl geneh​migt, so ist diese zugrunde zu legen. Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der Landesbauordnung (LBO) in der im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Bebauungsplan geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl zulässig, ist die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend.

§ 29 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt 

(1) -Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse eine Bau​massenzahl aus, so gilt als Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkomma​stellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nach​kommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl ab​gerundet werden.

(2) -Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zulässige Baumasse genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse durch die Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die voraus​gehende volle Zahl abgerundet werden.

§ 30 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen festsetzt 

(1) -Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch

1. -3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. -4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO)

festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

(2) -Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der maximalen Traufhöhe (Schnitt​punkt der senkrechten, traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch

1. -2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohn​gebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. -3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO)

festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

(3) -Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan festgesetzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese gemäß Abs. 1 oder 2 in eine Geschosszahl umzurechnen.

(4) -Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige Trauf​höhe der baulichen Anlage aus, so ist die Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 3 in eine Geschosszahl umzurechnen.

§ 31 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die keine Planfestset​zung im Sinne der §§ 28 bis 30 bestehen 

(1) -Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten bzw. in beplanten Gebieten, für die der Bebauungsplan keine Festsetzungen nach den §§ 28 bis 30 ent​hält, ist maßgebend:

1. -bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Ge​schosse,

2. -bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Ge​schosse.

(2) -Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) ist maßgebend:

1. -bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Ge​schosse;

2. -bei unbebauten Grundstücken, für die ein Bauvorhaben genehmigt ist, die Zahl der genehmigten Geschosse.

(3) -Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO in der im Entste​hungszeitpunkt (§ 34) geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl vorhanden, ist die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend.

(4) -Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss i.S. der LBO, gilt als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die überbaute Grundstücksfläche und nochmals geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach Abs. 1 maßgebende Geschosszahl; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

§ 32 

Weitere Beitragspflicht 

Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine Beitragsschuld be​reits entstanden ist oder deren Grundstücke beitragsfrei angeschlossen worden sind, werden weitere Beiträge erhoben,

1. -soweit die bis zum In-Kraft-Treten dieser Satzung zulässige Zahl bzw. genehmigte höhere Zahl der Vollgeschosse überschritten oder eine größere Zahl von Vollgeschossen allgemein zugelassen wird;

2. -soweit in den Fällen des § 31 Abs. 2 Nr. 1 und 2 eine höhere Zahl der Vollgeschosse zugelassen wird;

3. -wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld bisher nicht entstanden ist;

4. -soweit die Voraussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung gem. § 31 Abs. 1 KAG oder eine Tiefenbegrenzung gem. § 26 Abs. 1 Nr. 2 entfallen;

5. -soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für die eine Bei​tragsschuld bereits entstanden ist, neu gebildet werden.

§ 33 

Beitragssatz 

Der Abwasserbeitrag setzt sich zusammen aus:

Teilbeiträge -je m2 Nutzungsfläche (§ 25)

1. -für den öffentlichen Abwasserkanal 2,10 Euro.

2. -für den mechanischen und biologischen Teil des Klärwerks 0,78 Euro.

§ 34 

Entstehung der Beitragsschuld 

(1) -Die Beitragsschuld entsteht:

1. -In den Fällen des § 23 Abs. 1, sobald das Grundstück an den öffentlichen Kanal angeschlossen werden kann.

2. -In den Fällen des § 23 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit dessen Genehmigung.

3. -In den Fällen des § 33 Nr. 2 bis 3, sobald die Teile der Abwasseranlagen für das Grundstück genutzt werden können.

4. -In den Fällen des § 32 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der Baugenehmigung bzw. dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans oder einer Satzung i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB.

5. -In den Fällen des § 32 Nr. 3, wenn die Vergrößerung des Grundstücks im Grundbuch eingetragen ist.

6. -In den Fällen des § 32 Nr. 4

a) -mit dem In-Kraft-Treten eines Bebauungsplans bzw. dem In-Kraft-Treten einer Satzung im Sinne von § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB;

b) -mit dem tatsächlichen Anschluss der Teilflächen, frühestens mit der Ge​nehmigung des Anschlusses;

c) -bei baulicher Nutzung ohne tatsächlichen Anschluss mit der Erteilung der Baugenehmigung;

d) -bei gewerblicher Nutzung mit dem Eintritt dieser Nutzung.

7. -In den Fällen des § 32 Nr. 5, wenn das neugebildete Grundstück im Grund​buch eingetragen ist.

(2) -Für Grundstücke, die schon vor dem 1.4.1964 an die öffentliche Ab​wasseranlagen hätten angeschlossen werden können, jedoch noch nicht an​geschlossen worden sind, entsteht die Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, frühestens mit dessen Genehmigung.

(3) -Für mittelbare Anschlüsse gilt § 15 Abs. 2 entsprechend.

§ 35 

Vorauszahlungen, Fälligkeit 

(1) -Die Gemeinde Rottenacker erhebt Vorauszahlungen auf den Teilbeitrag nach § 33 Nr. 2 in Höhe von 80 v.H. der voraussichtlichen Teilbeitragsschuld, sobald mit der Herstellung des Teils der öffentlichen Abwasseranlagen be​gonnen wird.

(2) -Der Abwasserbeitrag (Teilbeitrag) und die Vorauszahlungen werden je​weils einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabebescheids fällig.

§ 36 Ablösung 

(1) -Die Gemeinde kann, solange die Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner die Ablösung des Abwasserbeitrags (Teilbei​trags) vereinbaren.

(2) -Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der voraus​sichtlich entstehenden Beitragsschuld (Teilbeitragsschuld); die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung.

(3) -Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.“

§ 2
2. § 37 entfällt.


§3

Die Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft.

____________________
§ 280

Überörtliche Prüfung der Jahresrechnungen 2004 – 2009

Das Landratsamt hat der Gemeinde mitgeteilt, dass die überörtliche Prüfung der Jah​resrechnungen 2004 – 2009 abgeschlossen ist und sich wesentliche Anstände aus der Prüfung nicht ergeben haben. 

Der Gemeinderat nimmt diese Mitteilung zur Kenntnis. 

____________________
§ 281

Bauangelegenheiten

In den letzten Jahren sah sich der Gemeinderat vermehrt mit Bauvorhaben in den Baugebieten Leimenbühl, Bühlgärten sowie Unterer Ährich BA 1 konfrontiert, bei de​nen die Bauvorschriften mit den heutigen Bauwünschen zum Teil weit voneinander abweichen. 

Folge dessen war für künftige Bauvorhaben zu hinterfragen, ob man weiter​hin an dem festhält, was vor 20 – 30 Jahren galt oder aber, um beispiels​weise Wohnraum durch Ausbau des Dachgeschosses zu ermöglichen und damit auch den Flächenverbrauch insgesamt einzudämmen, zukünftig den Bauherren mehr entgegenkommt. 

Aktuell sind bei der Gemeindeverwaltung zwei Bauanfragen eingegangen. Beides Mal stehen die restriktiven Bebauungsplanregelungen der gewollten Bauausführung entgegen. Im Wege von Befreiungen wäre es möglich, den Anträgen zuzustimmen. 

Soweit städtebaulich vertretbar und der Nachbarschutz gewährleistet bleibt wäre denkbar, Befreiungen über das bisherige Maß hinaus zu erteilen um neuzeitlichere, kostengünstigere, energiesparende und flächenreduzierende Bauten zu unterstüt​zen, insbesondere betrifft dies beim Ausbau von Dachgeschossen die Regelungen zur Trauf- und Firsthöhe, Gauben und Dachneigungen. 

Für die Baugebiete Leimenbühl, Bühlgärten und Unterer Ährich I. BA wäre generell denkbar, die bisherigen Traufhöhen von 3,50 m auf maximal 4,50 m (EFH - Ober​kante Sparren) zu erhöhen, wobei die Firsthöhen eingehalten bleiben müssen (ma​ximal 8,70 m). Ebenso wären angemessene Dach​gauben und eine Dachneigung bis 35° (wo bisher geringere Dachnutzung festgesetzt ist) tolerierbar. Damit wäre es möglich, das Dachgeschoss besser auszunutzen. 

Der Gemeinderat spricht sich bei Beratung dieser Thematik grundsätzlich dafür aus, wie im Sachverhalt erläutert bei Bauanfragen in genannten Bereichen künftig groß​zügiger zu befreien. Man müsse den Bauherren infolge des zeitlichen Wandels so gut es geht entgegenkommen, allerdings unter der Auflage, dass diese ihre Vorha​ben vorab mit der Gemeinde abstimmen. Eine Bauform mit zwei kompletten Geschossen wie z.B. Toscana-Häuser soll es auch im Interesse der Nachbarn hingegen nicht geben. 

____________________
§ 282

Zustimmung zur Bestellung

des Feuerwehrkommandanten und dessen Stellvertreters 

(01.01.2013 – 31.12.2017)

1. Bestellung des Feuerwehrkommandanten

In der Hauptversammlung der Feuerwehr am 01.12.2012 wurde der bis​herige Feuerwehrkommandant Gerd Grözinger einstimmig wieder ge​wählt. Die Amtszeit des Feuerwehrkommandanten be​trägt nach § 8 des Feuerwehrgesetzes 5 Jahre. Nach § 8 Abs. 2 des Feuerwehrge​setzes bedarf die Wahl der Zustimmung durch den Gemeinderat.

Ohne weitere Aussprache 

beschließt

der Gemeinderat einstimmig, der Wahl von Gerd Grözinger zum Kom​mandanten der Freiwilligen Feuerwehr Rotten​acker durch die Mitglieder der Feuerwehr zuzustimmen.

2. Bestellung des Stellvertreters des Kommandanten

Nach denselben Regularien wurde bei dieser Hauptversammlung der neue Stell​vertreter des Kommandanten Andreas Dommer einstimmig ge​wählt. Auch dessen Amtszeit beträgt 5 Jahre. 

Ebenfalls ohne weitere Aussprache 

beschließt

der Ge​meinderat einstimmig, der Wahl von Andreas Dommer zum stell​ver​tretenden Komman​danten der Freiwilligen Feuerwehr Rotten​acker durch die Mitglieder der Feuerwehr zuzustimmen.

Beiden Gewählten wird der Vorsitzende die Bestellungs​urkunde für die nächsten 5 Jahre verbunden mit der Hoffnung auf eine Fortführung der bis​herigen sehr guten und konstruktiven Zu​sammenarbeit überreichen. 

____________________
§ 283

Bekanntgaben, Verschiedenes, Anträge

1.) Regio-S-Bahn Donau-Iller
Bürgermeister Hauler informiert den Gemeinderat über das Zielkonzept des Regionalverbands zur Weiterentwicklung aus dem ÖPNV-Modell Region Ulm – Sigmaringen. Die Donaubahn Ulm – Blaubeuren – Ehingen – Sigmaringen (Linie 8) sieht einen stündlichen Verkehr zwischen Ulm und Blaubeuren ohne Halt und in etwa 30 Minuten ver​setzt zum überregionalen Eilzugverkehr vor, so dass zwi​schen Ulm und Ehingen ein schneller 30-Minuten-Takt entsteht. Die S-Bahn-Linie (S 8) soll über Ehingen hinaus bis Obermarchtal geführt werden mit Halt vor​aus​sichtlich ab 2017 in Rottenacker.

Dass dies auch eine gewisse gemeindliche finanzielle Beteiligung er​fordert (Sanierung des Bahnsteigs Rottenacker), davon müsse man aus​gehen. Aller​dings werte ein evtl. Bahnhalt die Grundversorgung der Ge​meinde noch einmal entscheidend auf. 

Der Gemeinderat nimmt davon Kenntnis. 

2.) Windkraft 
Nach aktueller Mitteilung des Regionalverbandes Donau – Iller spielt die Ge​meinde Rottenacker im Konzept zur Fortschreibung des Kapitels Windenergie im Regionalplan keine Rolle mehr wie der Vorsitzende er​läutert. 

Der Gemeinderat nimmt davon Kenntnis. 

3.) Rottenacker – regenerativ 
Zur Kenntnis gibt Bürgermeister Hauler außerdem, wie Rottenacker ak​tuell re​generativ aufgestellt ist. Allein durch Wasserkraft werde in Rottenacker pro Jahr 3,5 Mio. kWh Strom gewonnen. Durch den Bau einer weiteren Turbine beim E-Werk werde man die Energiegewinnung allein aus Wasserkraft in den kommen​den Jahren auf über 5 Mio. kWh pro Jahr erhöhen können. Zusammen mit rund 1,7 Mio. kWh/Jahr ge​wonnenen Strom durch Solaranlagen und Biomasse komme man derzeit schon auf über 5 Mio. kWh/Jahr regenerativer Energiegewinnung. Der jährliche Strombedarf von Rottenacker (private Haushalte) mit ca. 4 Mio. kWh/Jahr kann damit regenerativ gedeckt werden, was für unsere Ge​meinde be​achtenswert ist wie der Vorsitzende erwähnt. 

Der Gemeinderat nimmt davon Kenntnis. 

____________________






























